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BesoldungssteuerundGemeinden .
EineTagungdesStädtebundes.

UnterdemVorsitzedesgeschäftsführendenObmannes,Vizebürger¬
meistersEmmerling,tagteheuteimWienerRathausderGrosseAusschussdes
Städtebundes.AnderTagungnahmendieBürgermeisterundFinanzreferenten
aller grösseren Städte teil .Sie hatte den Zweck ,RegierungundOeffentlich -¬
keit auf die trostlose Finanzlageder Städteaufmerksamzu machenundfür
die GemeindeneinenAnteil an der vonder RegierungdemNationalratvorge-¬
schlagenenBesoldungssteuerzuverlangen.

AusdenBerichten ,die vondenleitenden Funktionärenderver¬
schiedenenStädteerstattet wurden ,konntemandie grossenSchwierigkeitenin

ersehen,/die worallem die Industriegemeindendurchdie schwereWirtschafts -¬
krisegeratensind .Bürgermeister-StellvertreterRückl( Graz )teiltemit ,
dassin denerstenfünfMonatengegenüberdergleichenZeit imVorjahredie
StadtGrazrund193. 000SchillingwenigeraneigenenStemerneingenommenhat
DagegensinddieFürsorgeausgabenummehrals300. 000Schillinggestiegen.
DieStadtverwaltunghatalleAusgaben,dienichtingesetzlichenodervertra
lichen Leistungen begründet sind ,um25 Prozent gekürzt .Das Ergebnisist
für dasJahr1931einvoraussichtlichesErsparnisvon800. 000Schilling .Abe
die Mindereinnahmenunddie Mehrausgabenfür unabweisbareFürsorgezwecke
machenin denerstenfünfMonatenalleinmehrals 900. 000Schillingaus .Da¬
zu kommtnoch ,dass die geplante Verschlechterung derArbeitslosenversi¬
cherungdenGemeindenneueBelastungenbringenwird ,dasichjedeKürzungder
ArbeitslosenunterstützungsofortaufdiestädtischeArmenfürsorgeauswirkt.
VizebürgermeisterPeer( St .Pölten )sprachüberdie schwereFinanzkrise
der StadtSt .Pöltenundbeantragte ,die FraktionendesNationalrateseinge-¬
hondzu informieren .FinanzreferentStadtrat Bruckschlögl( Linz )erklärte ,
dassdicAbgabenteilungfür alle StädteeineschwereEnttäuschungsei .Die
StadtLinzhatin denerstenfünrMonatenum75. 000Schillingwenigeran
Abgabenertragsanteilen erhalten als in der gleichen Zeit des Vorjahres .Die
vomBundinkamerierteAutosteuerhatdr Stadt188. 000Schillingeinge-¬
bracht ,die sie nunverliert .Dabeisteigen die Fürsorgeausgabeninfolge
dor wirtschaftlichenNotin erschreckendemAusmass .BürgermeisterSichlrader
( Steyr )machtedaraufaufmerksam ,dass die Stadt Steyr vor demKonkursstche ,
wennihr nichtrascheundgründlicheHilfezuteilwerde .FürJunikonntenan
die Angestelltennurmehreinheitlich170Schillingstatt desvollenMonats-¬
bezuges ausbezahlt werden .Stadtrat Professor Holzer ( WienerNeustadt )berich - ¬
tote ,dass vomJännerbis Maidie GemeindeWienerNeustadtMindereinnahmen
von186 . 000Schillingaufweise .Esmusstenalle Arbeiteneingestelltwerden.
NurraschesEingreifenderRegierungkanndieKatastropheverhüten .Stadtrat
BreitnerbrachtebemerkenswerteZahlenüberdieFinanzenderStadtWien.Alle
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SteuereinnahmenwoisenstarkeRückgängeauf .Soergabindenerstenfünf
Monaten1931gegenüberdergleichenZeitdesVorjahresdie"ohnbausteuer
eineMindereinnahmevonrund500. 000Schilling ,dieLustbarkeitsabgabeeinen
Entgangvon700. 000Schilling ,dieFremdenzimmerabgabevon350. 000Schil¬
ling ,die Inseratenabgabevon100. 000SchillingunddieAbgabenertragsan-¬
teile von ' 2MillionenSchilling .Amstärkstenist natürlichderRückgang
beiderFürsorgeabgabe.Hierergibtsich ,wennkeineVerschlechterungein-¬
tritt ,gemessenandemErtragdererstenvierMonate,einAbgangvonrund
neun Millionen Schilling für das Jahr 1921 .Sehr stark zurückgegangenist
auchdieBiersteuer.DieGemeindeWienhatvonJännerbisAprilnur1,395. 00
Schillingeingenommen,mussteaber2,166. 000SchillingandieLänderabführe
BürgermeisterOtt( Salzburg )terlangteeineBeteiligungderGemeindenan
derBenzinsteuer.BürgermeisterMuchitsch( Graz )beantragte ,dasseine
AbordnungdesStädtebundesdenBundeskanzlerundBundesfinanzministerunver-¬
züglich über die ernste Situation der Städte unterrichte .

DerAntragwurdeeinhelligangenommen.Ebensowurdeeinstimmig
derBeschlussgefasst ,vonderRegierungdieTeilungderBesoldungssteuer
zuverlangen .

DieStädtevertreterbeimBundeskanzlerundBundesfinanzminister.
Nachder SitzungdesGrossenAusschussesdesStädtebundes

sprachenunter Führungdes VizebürgermeistersEmmerlingunddesSekretärs
Honayfolgende Gemeindefunktionärebei BundeskanzlerDr .Endervor :
BürgermeisterMuchitsch ,die VizebürgermeisterRücklundSchmid( Graz) ,
BürgermeisterGruber,VizebürgermeisterDr .Stampfl,dieStadträteBruck-¬
schlögl ,Dr .FoltzundMehr( Linz ) ,BürgermeisterSichlrader( Steyr ) ,Bür-¬
germeisterOtt(Salzburg) ,VizebürgermeisterPeer( St .Pölten )undBür-¬
germeister Stanics ( Eisenstadt ) .

VizebürgermeisterRücklberichteteüberdievorangegangene
TagungdesStädtebundes.ErmachtedenBundeskanzlerinsbesondereaufdie
trostlosefinanzielleLagederStädteaufmerksam.DieStädtekönnensich
selgstnichthelfen ,daihnen ,imGegensatzzumBund,neueEinnahmequel¬
lenverschlossensind .DieBundesregierunghabenundemNationalrateinGe¬
setz vorgelegt ,das die Einführungeiner Besoldungssteuerenthält .Eshandle
sich hier zweifellosumeine Einkommensteuerfür besondereErwerbsgruppen.
Eswäreunrecht,wenngleichartigeSteuernnichtnacheinheitlichenGrund¬
sätzenbehandeltwerdenwürden .Dadie Einkommensteuereinegemeinschaft -¬
liche Abgabeist ,verlangendie Städte ,dass auch dieBesoldungssteuer
nachdemgleichenSchlüsselwiedieEinkommensteuerzwischenBund ,Ländern
undGemeindenaufgeteiltwerde .DieRegierungdürfedieGemeindeninihrer
grossen Not nicht allein lassen .Ein Anteil an der Besoldungssteuerwürde
den Städten immerhineine gewisseErleichterungbringen .

BundeskanzlerDr .Endererwiderte ,dass die neueBesoldungs-¬
steuer keineswegsals gleichartigmitder Einkommensteuerbezeichnetwerden
dürfe .SieseivielmehreineErtragssteuer,aufderderBundesfinanzminister
unbedingtbesteht .Die Gemeindenmögen ,so wie der Bund ,die Bezügeihrer
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Angestellten kürzen ,wodurch sehr nahmhafte Ersparungenerzielt
werden .Die Regierung werde auf keinen Fall Länder und Gemeinden

zwingen ,Gehaltskürzungen durchzuführen ,weil auf diese Weiseunser

Volknicht erzogen werdenkann .Wenndie Gemeindenauf ihrer Autono- ¬
mie bestehen ,dann müssen mie diese Gehaltskürzungen selber be¬

schliessen .Das Finanzministerium hat wiederholt festgestellt ,dass
die Gemeindenihre Angestellten höher besolden ,als der Bund .Auf
diesemGebietkönntendie GemeindegrosseBeträgeersparen.

Die Abordnung begab sich aodann zu Bundesfinanzminister Dr .

Juchundteilte ihmdie WünschederGemeindenmit .DerBundesfinanz-¬
minister erklärte ,dass die Regierungan ihremErsparungsprogrammun¬
bedingt festhalten müsse .Ein Anteil der Länder und Gemeindenander
neuenBesoldungssteuerwärenurdanndenkbar ,wenndieSteuersätze
stark erhöht würden ,wasaber nicht durchzusetzeneei .DieRegierung
verkenne keineswegs die schwierige Finanzlage der Städte undwerde

alle Vorschläge ,die eine Besserung der Gebarung der Gemeinden herbei - ¬

zuführengeeignet sind ,insbesonderedie vonder Abordnungangeregte
ErhöhungderZuschlägezurGebäudesteuer,ernstlichprüfen .EinerSchmä-¬
lerung des Ertrages der Besoldungssteuer durch einen Anteil fürdie
Gemeindenkönnedie Regierungnichtzustimmen .
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